
1. Problemstellung und Defini-
tionen

Ziel dieser Arbeit1) ist eine allgemeine Beschrei-
bung der Situation von Langzeitarbeitslosen, also
ihrer Lebensumstände und eine Erhebung und
Darstellung der individuellen und gesellschaftlichen
Kosten von Langzeitarbeitslosigkeit. Da mangelnde
oder kostenpflichtige statistische Daten eine im
Sinne der Aufgabenstellung zufriedenstellende
Auseinandersetzung mit dieser Thematik erschw-
eren, müssen teilweise plausible, über die Stamm-
daten hinausgehende Schätzungen dieses statistische
Informationsdefizit bezüglich der Kosten ausgle-
ichen. Es wurde darüberhinaus versucht, alle kosten-
verursachenden Variablen anzuführen, auch wenn
mangels statistischer Daten keine konkreten Werte
angeführt werden können.

Als statistische Quellen dienten vorwiegend Daten
und Informationen des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Arbeit, des AMS (Arbeitsmarktser-
vice), des europäischen statistischen Bundesamtes
EUROSTAT, der Bundesanstalt Statistik Austria und
des Hauptverbandes der österreichischen Sozialver-
sicherung. Als besondere, aber leider nicht voll-
ständig öffentliche Informationsquelle sei als Infor-
mationsquelle auf das Data Warehouse des AMS
verwiesen, welches alle relevanten internen aber
auch externen Daten (Hauptverband HV, Bun-
desrechenzentrum BR) enthält. Die weiteren
wesentlichen Quellen waren die Jahresberichte

* des Arbeitsmarktservices (AMS)

* des Bundesministeriums für Arbeit und
Wirtschaft (BMWA)

* des Europäischen Sozialfonds für Österreich, ESF
(insbesondere beispielhaft das Handbuch für Ein-
blicke in die Projektwelt des ESF, Langzeitarbeit-
slose, Bildung und Frauen, Band4)

* des Hauptverbandes der Sozialver-
sicherungsträger

* der Arbeitsmarktstatistik 2004.

Alle weiteren Quellen sind im Literaturverzeichnis
angeführt.

Vormerkdauer, Verweildauer, Arbeitslosigkeit

Die Vormerkdauer ist jene Zeitspanne, die zwischen
dem Beginn einer Arbeitslosigkeit und dem Statis-
tik-Stichtagsdatum liegt. Hingegen ist die Verweil-
dauer jene Zeitspanne, die zwischen dem Beginn
und dem Ende einer Arbeitslosigkeit liegt und
entspricht somit der "echten" Dauer der Arbeit-
slosigkeit. Nach § 12 Abs. 1 des Arbeitslosenver-
sicherungsgesetzes des BGBl. Nr. 609/1977 gilt eine
Person als arbeitslos, wenn sie „nach Beendigung
eines Beschäftigungsverhältnisses keine neue
Beschäftigung gefunden hat“. Die Höhe des Arbeit-
slosengeldes setzt sich aus einem Grundbetrag
(entspricht 55% des vor der Arbeitslosigkeit erhalte-
nen Nettoeinkommens), dem Familienzuschlag
(macht €0,97 täglich) und dem Ergänzungsbetrag
zusammen. Der Ergänzungsbetrag wird gegebenen-
falls hinzuaddiert, wenn der Grundbetrag ein
Dreißigstel des Ausgleichszulagenrichtsatzes (€
662,99 für das Jahr 2005) unterschreitet (vgl. Kam-
mer für Arbeiter und Angestellte Wien, Leistungen
bei Arbeitslosigkeit, 2005). Die Dauer des Bezuges
von Arbeitslosengeld ist an unterschiedliche zu
erfüllende Voraussetzungen wie der Beschäfti-
gungszeit (zwischen 20 und 52 Wochen) gebunden.
Eine Person, die Arbeitslosengeld erzählt, bezieht
Arbeitslosenhilfe.

Langzeitarbeitslosigkeit (LZA)

Das Arbeitsmarktservice (AMS) Wien definiert
langzeitarbeitslose Personen als jene mit einer
Vormerkdauer länger als sechs beziehungsweise
zwölf Monate. Konkret gelten Personen als
langzeitarbeitslos im Altersbereich von 25 – 45
Jahren bei einer Vormerkdauer ab 12 Monaten, alle
anderen (Jugendliche bis 25 und ältere Personen ab
45) schon mit einer 6 monatigen Vormerkzeit
(Arbeitsmarktservice Österreich, Thema Arbeits-
markt, 2005).
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Unterschieden werden weiters folgende Typen von
Langzeitarbeitslosen (LZA):

1. Langzeitarbeitslose des Typs I (LZA I): LZA ab
12 Monaten

2. Langzeitarbeitslose des Typs II (LZA II): zwis-
chen 6 und 12 Monaten. Dieser Typ untergliedert
sich weiter in den Typ IIa (LZA IIa) für
Jugendliche, und den Typ IIb für Personen ab 45
(LZA IIb).

3. Gelegentlich2) werden auch jene Personen als
Langzeitarbeitslose deklariert, die die Vormerk-
dauer von 6 Monaten überschreiten und nicht in
den Altersbereich der Jugendlichen und Älteren
(ab 45 Jahren) fallen. Diese werden hier als „Typ
III“ bezeichnet sein (LZA III).

4. Arbeitslose mit einer Vormerkdauer unter einem
Jahr ohne den spezifischen Anteil der
Jugendlichen (bis 25) und den der Älteren (ab 45)
werden in dieser Arbeit generisch als „Typ 0“
bezeichnet.

Es sei noch hinzugefügt, dass Schulungsmaßnahmen
die Dauer der offiziellen Arbeitslosigkeit unter-
brechen, womit die vom AMS angeführte Zahl an
Arbeitslosen natürlich geringer als die tatsächliche
ist.

Sozialhilfe, Notstandshilfe, Arbeitslosenhilfe

Die Sozialhilfe ist
eine gesetzlich
geregelte Unter-
stützungsleistung
in Form von Finan-
zleistungen und
Sachleistungen für
Bürger, welche
ihren Lebensunter-
halt nicht selbst
bestreiten können.
Die Sozialhilfe ist
im österreichis-
chen Sozialhilfer-
echt verankert,
welches im
Wesentlichen auf
dem Kompetenztatbestand3) „Armenwesen“ nach
Art 12 Abs 1 Z 1 beruht (Kammer für Arbeiter und
Angestellte Wien, Leistungen bei Arbeitslosigkeit,
2005). Jedes Bundesland besitzt eine eigene
rechtliche Interpretation (Autonomie in der Aus-

gestaltung) der Sozialhilfe, welche sich im Hinblick
auf den Bedarf, die Leistungsform, ihre zeitliche
Dimension (anlassbezogen / längerer Zeitraum) dem
Ausmaß unterscheiden (vgl. Bundesministerium für
Soziales und Konsumentenschutz, Vergleich der
Sozialhilfesysteme der österreichischen Bundeslän-
der, 2006). Die Sozialhilfe kann zusätzlich zur
Arbeitslosenhilfe bezogen werden, daher als
Ergänzungszahlung eintreten, wenn die Arbeit-
slosen- oder Notstandshilfe unter den festgelegten
Richtsatz fällt. Eine Person, welche Sozialhilfe
bezieht, wird als Sozialhilfeempfänger bezeichnet.
Bezieht die Person ausschließlich Leistungen aus der
Sozialhilfe, ohne auf Leistungen der Arbeitslosenhil-
fe zurückgreifen zu können, so wird diese als „Voll-
sozialhilfeempfänger“ bezeichnet (vgl. Dall E. et al,
Die Schnittstelle zwischen Sozialhilfe und Arbeits-
markt, S. 4-16, September, 2003).

Die Höhe der Sozialhilfe ist je Bundesland mit eige-
nen Richtsätzen versehen, und ist pro Kategorie
(Alleinunterstützte, Hauptunterstützte, Mit-unter-
stützte) unterschiedlich, wie auch die Tabelle 1
verdeutlicht. Die Dauer der Sozialhilfe richtet sich
nach gegebenem Bedürfnis und unterteilt sich in die
Notstandshilfe und Sondernotstandshilfe.

Tabelle 1: Richtsätze der Sozialversicherung 2005

Quelle: BMSG, Bundesministerium für Soziales und
K o n s u m e n t e n s c h u t z ,
http://www.bmsk.gv.at/cms/site/attachments/6/5/0/C
H0339/CMS1064306288445/sozialschutzsysteme_d
_kap11.pdf, S. 4, November, 2005
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Unter dem Basisbetrag der Unterstützungsleistun-
gen versteht man das Arbeitslosengeld, die Not-
standshilfe oder auch die Sozialhilfe als Hauptein-
nahmequelle für arbeitslose Personen. Für
langzeitarbeitslose Personen gilt die Notstandshilfe
als Basisbetrag.

Die Notstandshilfe wird nach § 33 Abs. 1 des Arbeit-
slosenversicherungsgesetzes des BGBl. Nr.
609/1977 unter folgenden Voraussetzungen gewährt:

(1) Arbeitslosen, die den Anspruch auf Arbeit-
slosengeld erschöpft haben, kann auf Antrag Not-
standshilfe gewährt werden

(2) Notstandshilfe ist nur zu gewähren, wenn der
Arbeitslose der Vermittlung zur Verfügung steht
(§ 7 Abs. 2 und 3) und sich in Notlage befindet

(3) Notlage liegt vor, wenn dem Arbeitslosen die
Befriedigung der notwendigen Lebensbedürfnisse
unmöglich ist

(4) Notstandshilfe kann nur gewährt werden, wenn
sich der Arbeitslose innerhalb dreier Jahre nach
Erschöpfung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld
um die Notstandshilfe bewirbt. Die vorstehende
Frist verlängert sich darüber hinaus um Zeiträume
gemäß § 15 Abs. 3 bis 5.

Anzumerken ist, dass sich der vorliegende Aufsatz
nur mit jenen Langzeitarbeitslosen beschäftigt,
welche die Voraussetzungen gemäß Arbeitslosenver-
sicherungsgesetz erfüllen. So sind beispielsweise
Personen, welche sich nicht innerhalb des Zeitrah-
mens von drei Jahren nach § 33 Abs. 4 um Not-
standshilfe beworben haben, von der Untersuchung
ausgenommen. Die finanzielle Unterstützung (2006)
darf maximal € 643,54 nicht überschreiten und
beträgt 95% des vorher bezogenen Arbeitslosen-
geldes. Der Unterschied zwischen Sozialhilfe und
Notstandshilfe (vgl. Sozialreferat der Diözese Linz,
Almosen statt Anspruch auf Notstandshilfe, Novem-
ber 2005) ist wie folgt: Die Sozialhilfe kann nur
dann bezogen werden, wenn eigenes Vermögen
bereits verwertet wurde, nahe Angehörige keine
Unterstützungsleistungen geben können. Sie ist
geringer als die Notstandshilfe. Dafür wird sie
unbürokratischer vergeben. Die Dauer des Sozialhil-
febezuges dient nicht zur Anrechnung auf Pension-
szeiten. Aus- oder Weiterbildungsförderungen des
AMS entfallen.

Prinzipiell gilt die Sozialhilfe als letztes finanzielles
Netz nach der Arbeitslosenhilfe (inkl. Notstandshil-
fe) und greift daher dann ein, wenn Personen nicht
oder nicht mehr über die Anspruchsvoraussetzun-
gen4) der Arbeitslosenhilfe verfügen. Daher kann
eine langzeitarbeitslose Person entweder als Basis-
betrag Sozialhilfe oder Arbeitslosenhilfe beziehen.
Bezieht die Person Arbeitslosenhilfe, kann zusät-
zlich noch ein Ergänzungsbetrag beansprucht wer-
den.

Der Unterschied zwischen Arbeitslosenhilfe und
Notstandshilfe ist wie folgt: Die Notstandshilfe kann
erst nach Erschöpfen der Arbeitslosenhilfe bezogen
werden und ist geringer (siehe Tabelle 2) als die
Arbeitslosenhilfe. Weiters kann die Notstandshilfe
theoretisch zeitlich unbegrenzt „verlängert“ werden.
Es gibt keinen Ergänzungsbeitrag aus der Sozialhil-
fe.

Tabelle 2: Höhe der Versicherungsleistungen 2004

Quelle: Bundesministerium für soziales und Kon-
s u m e n t e n s c h u t z ,
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/sozial
es/sozialleistungen_auf_bundesebene/arbeitslosen
leistungen/index.html, Jänner, 2006.

Sondernotstandshilfe, Leistungen/Förderungen
(Beihilfen)

Mütter oder Väter haben Anspruch auf Sondernot-
standshilfe (§39 Abs. 1 des Arbeitslosenver-
sicherungsgesetzes des BGBl. Nr. 609/1977 ) für die
Dauer von 52 Wochen, maximal bis zur Vollendung
des dritten Lebensjahres des Kindes, wenn der
Anspruch auf Karenzurlaubsgeld erschöpft ist, sie
wegen Betreuung ihres Kindes, dessen Geburt
Anlass für die Gewährung des Karenzurlaubsgeldes
war, keine Beschäftigung annehmen können, weil
für dieses Kind keine Unterbringungsmöglichkeit
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besteht, und mit Ausnahme der Arbeitswilligkeit und
der Voraussetzung gemäß § 7 Abs. 3 Z 1 die übrigen
Voraussetzungen für die Gewährung der Notstand-
shilfe erfüllt sind.

Grundsätzlich unterteilen sich die Maßnahmen für
Arbeitslose in Leistungen und Förderungen, welche
sich aus dem Arbeitsmarktservicegesetz (AMSG),
dem Arbeitsmarktförderungsgesetz (AMFG), dem
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz (AMPFG),
dem Arbeitslosenversicherungsgesetz (ALVG) und
dem Ausländer-beschäftigungsgesetz (AuslBG)
ergeben und für die Kostenanalyse herangezogen
werden. Für Leistungen gilt grundsätzlich ein Recht-
sanspruch. Tabelle 3 stellt Leistungen und Förderun-
gen gegenüber.

Tabelle 3: Leistungen und Förderungen des AMS

Quelle: Arbeitsmarktservice Österreich, Leistungen
für Arbeitssuchende, November 2006.

Arbeitsmarktpolitik

Die österreichische Arbeitsmarktpolitik orientiert
sich an der Europäischen Beschäftigungsstrategie
und den Vorgaben des Europäischen Sozialfonds
(vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit,
Arbeitsmarktthemen, Dezember, 2006). Der
Nationale Aktionsplan für Beschäftigung (NAP)
stellt die österreichische Umsetzung der Europäis-
chen Beschäftigungsstrategie (EBS) dar. Die
Europäische Beschäftigungsstrategie besteht seit

dem Beschäftigungsgipfel von Luxemburg im
November 1997. Folgende Ziele der österreichis-
chen Arbeitsmarktpolitik wurden formuliert:

• Erreichung und Aufrechterhaltung der
Vollbeschäftigung

• Ältere Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen
länger im Erwerbsleben halten

• Aktive Maßnahmen zur Qualifizierung und Chan-
cengleichheit

• Erhöhung der Transparenz am Arbeitsmarkt

• Entwicklung der Humanressourcen

• Aktivierung der Arbeitslosen

• Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit.

Die Langzeitarbeitslosigkeit stellt also einen eigenen
Themenbereich dar, dies deutet auch auf die Brisanz

der Problematik von Langzeitar-
beitslosen.

Arbeitspolitische Maßnahmen

Unter arbeitspolitischen Maß-
nahmen sind alle Anstrengungen
zu verstehen, welche die Arbeit-
slosigkeit senken oder deren Fol-
gen für Betroffene mindern
sollen. Dieser Begriff umfasst
die Summe der aktiven und pas-
siven Maßnahmen. Letztere sind
Leistungen nach dem Arbeit-
slosenversicherungsgesetz, die
der materiellen Existen-
zsicherung während der Arbeit-
slosigkeit dienen. Dazu gehören
das Arbeitslosengeld, die Not-
standshilfe, eine Überbrückung-
shilfe sowie Sonderunterstützun-
gen. Demgegenüber versteht

man unter aktiver Arbeitsmarktpolitik Beratungs-
und Vermittlungstätigkeiten des Arbeitsmarktservice
(AMS) sowie Maßnahmen der Qualifizierungs- und
Beschäftigungsförderung.

2. Lebensumstände von
Langzeitarbeitslosen

Mit Jänner 2006 waren insgesamt 326.7475) Men-
schen arbeitslos. Davon waren mit 215.235 Männer
etwa zwei Drittel und mit 111.512 etwa ein Drittel
Frauen betroffen. Der Anteil der Langzeitarbeit-
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slosen I (LZA I) mit einer Vormerkdauer über einem Jahr war insgesamt mit 9.940 zu beziffern. Von diesen
waren 3.752 Frauen, und doppelt so viele Männer (6.188).

Die Zahl der Langzeitarbeitslosen II (LZA II, Jugendliche und Ältere ab 45J) war 1.311 Jugendliche bis 25
Jahren (davon 611 junge Frauen und 700 junge Männer) und 10.257 Personen ab 45 Jahren. In Summe waren
dies also 11.568 Personen. Die Langzeitarbeitslosen II (ältere Personen) setzten sich aus 4.195 Frauen und
6.062 Männern zusammen. Rechnet man die Langzeitarbeitslosen der Kategorien I+II zusammen, erhält man
21.508 Langzeitarbeitslose gemäß der Definition des AMS.

Man sieht, dass sich die Geschlechterrelationen zwischen den Kategorien I und II etwas unterscheiden. Waren
es bei den LZA I 38% Frauen und 62% Männer, sind es bei den LZA II 42% Frauen und 58% Männer. Noch
signifikanter ist der Unterschied bei den Jugendlichen der LZA I. Hier macht der Anteil der junge Frauen 47%,
jener der Männer 53% aus. Bei den LZA II (ältere Personen) steht das Verhältnis der Frauen zu Männern bei
41% zu 59%. Die Abbildung 1 zeigt die Zahlen graphisch, Abbildung 6 zeigt die regionale Verteilung. Wien
verzeichnet den höchsten Anteil an Langzeitarbeitslosen mit 35%, gefolgt von Niederösterreich (28%) und der
Steiermark (15%). Den geringsten Anteil weisen Salzburg (2%), Oberösterreich (2%) und Tirol (4%) auf.

Abbildung 1: Geschlechterrelation Langzeitarbeitslose

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der AMS-Datenbank (Tabelle AL-500) des Arbeitsmarktservice Öster-
reich, http://iambweb.ams.or.at, Februar, 2006.

Abbildung 2: Verteilung der Langzeitarbeitslosen des Typs I + II nach Bundesländern

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der AMS-Datenbank (Tabelle AL-500) des Arbeitsmarktservice Öster-
reich, http://iambweb.ams.or.at, Februar, 2006. Stand: 28.2.2006
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Der Abgang aus der Arbeitslosigkeit ist in allen Wirtschaftssektoren im ersten Halbjahr am Stärksten, danach
verlangsamt sich die Abgangsrate (Abbildung 3). Für alle Sektoren (primär, sekundär, tertiär) gilt, dass die
Zahl der Arbeitslosen mit der Vormerkdauer abnimmt.

Abbildung 3: Abgang aus der Arbeitslosigkeit 2004

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der AMS-Datenbank. (Stand: Februar 2006)

Die Abbildung 4 sowie die Abbildung 5 zeigen für das Jahr 2004 die regionale Verteilung der Zahl der
langzeitarbeitslosen Jugendlichen bzw. der langzeitarbeitslosen älteren Menschen ab 45 Jahren.

Abbildung 4: Regionale Verteilung der langzeitarbeitslosen Personen vom TypIIa (2004)

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der AMS-Datenbank (Tabelle 2light_amb_pst_97-lfd) des Arbeitsmark-
tservice Österreich, http://iambweb.ams.or.at, Februar, 2006.
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Abbildung 5: Regionale Verteilung der langzeitarbeitslosen Personen vom TypIIb (2004)

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der AMS-Datenbank (Tabelle 2light_amb_pst_97-lfd) des Arbeitsmark-
tservice Österreich, http://iambweb.ams.or.at, Februar, 2006.

Die regionale Verteilung des Anteils der Langzeitarbeitslosen in Prozent der Arbeitslosen insgesamt ist aus
Abbildung 6 ersichtlich. Vorarlberg (10,45%) hat hier den größten Anteil zu verzeichnen, gefolgt von
Niederösterreich (10%) und Wien (7,97%). Den geringsten Anteil weist Oberösterreich auf mit nur 1,33%,
gefolgt von Salzburg 3,46% und Tirol 4,09%.

Abbildung 6: Regionale Verteilung der Langzeitarbeitslosen, Anteil an den Gesamtarbeitslosen aus Österre-
ich

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der AMS-Datenbank (Tabelle 2light_amb_pst_97-lfd) des Arbeitsmark-
tservice Österreich, http://iambweb.ams.or.at, Februar, 2006.

3. Gründe für Langzeitarbeitslosigkeit

Die Gründe für Langzeitarbeitslosigkeit sind natürlich zunächst einmal die Gründe für Arbeitslosigkeit im
Allgemeinen6) . Kappler (2002, S. 16ff.) unterteilt die Gründe für Langzeitarbeitslosigkeit in eine ökonomis-
che Komponente („externale Attribuierung“) und eine soziale Komponente („internale Attribuierung“).
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Grubel et al. (1976) weisen der ökonomischen Komponente vier Faktoren zu, nämlich (1) die Höhe der
Arbeitslosengelder und die Ausgestaltung der Arbeitslosenversicherung, (2) die starre Lohnstruktur, (3) die
konjunkturelle Lage und (4) die Dauer der Arbeitslosigkeit. Als weitere Gründe gelten soziale Komponenten
wie mangelnde Bildung, mangelnde Intelligenz, mangelnde Motivation, und ein erhöhtes Alter. Außerdem gilt
die Langzeitarbeitslosigkeit als Ursache von Arbeitslosigkeit selbst7) .

Die Höhe der Arbeitslosengelder und die Höhe der (zeitlichen) Ausgestaltung der Arbeitslosenversicherung
verleiten die Betroffenen, zu lange an nicht marktkonformen Berufswünschen und Lohnvorstellungen
festzuhalten, beziehungsweise zum Zwecke der Maximierung der Freizeit vom Arbeitsprozess fernzubleiben
(Kappler 2002, S. 16ff.).

Die Abbildung 7 veranschaulicht diese Behauptung aus ökonomischer Sicht. Punkt E2 liegt auf einer Indif-
ferenzkurve eines Individuums mit hoher Einkommenspräferenz, E1 repräsentiert ein Individuum mit
niedriger Einkommenspräferenz. Bei Arbeitslosigkeit besteht für das Individuum mit Präferenz E1 ein mas-
siver Anreiz zur Nichtarbeit, da aufgrund der Zuverdienstgrenze der Sozialhilfebetrag von 800 Geldeinheiten
(GE) bei Mehrarbeit verringert würde (P1) und sich somit das Individuum nach P bewegt (Institutionelle
Arbeitslosigkeit).

Abbildung 7: Budget- u. Staatl. Verteilungspolitik

Quelle: Schönbäck, 2004, S. 56.

Die vergleichsweise starre Lohnstruktur Wes-
teuropas gilt als weitere Ursache für Langzeitar-
beitslosigkeit aus der Perspektive der neoklas-
sischen Wirtschaftstheorie. Nach dieser Theo-
rie8) findet normalerweise ein Markt im Falle
von Arbeitslosigkeit durch Anpassung der
Löhne ins Gleichgewicht. Doch staatlicher
Interventionismus (wie gesteigerte Abgaben für
den Arbeitslosenschutz) und gesetzliche Min-
desteinkommen unterbinden eine Anpassung
der Reallöhne zum Ausgleich von Angebot und
Nachfrage. Die Abbildung 8 veranschaulicht
diese Situation.

Abbildung 8: Arbeitsmarktungleichgewicht bei zu hohem Mindestlohn

Quelle: http://www.rh.edu/~stodder/BE/Image77.gif, 22.November 2006
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Nach Informationen des BMWA (Arbeitsmarkt und
Arbeitsmarktpolitik in Österreich, 2003 und 2005)
folgt der Beendigung einer unselbständigen
Beschäftigung (1) wieder die Aufnahme einer
unselbständigen Arbeit in 20% bis 25% der Fälle; (2)
ein Abgang in die Arbeitslosigkeit in rund 28% der
Fälle; (3) die Aufnahme einer selbständigen
Tätigkeit in 2% der Fälle und (4) in fast der Hälfte
der Fälle ein Abgang in „erwerbsferne“ Arbeits-
marktpositionen.

4. Individuelle Kosten der
Langzeitarbeitslosigkeit

Die individuellen „Kosten“ der Langzeitarbeit-
slosigkeit in einem umfassenderen sozio-ökonomis-
chen Sinn bestehen aus den psychischen Folgen
(Folgekosten), den physischen Folgen, den sozialen
und den wirtschaftlichen Folgen der Langzeitarbeit-
slosigkeit für den einzelnen Arbeitslosen (Kappler
2002). Einen Überblick (siehe Abbildung 9) über die
von Langzeitarbeitslosen genannten Problemlagen
gibt Blümel (1982).

Abbildung 9: Problemlagen von Arbeitslosen

Quelle: Blümel S., Arbeitsorientierung und erlernte
Hilflosigkeit bei Langzeitarbeitslosen, Wien, 1998,
S. 45

Psychische Folgen

Darunter sind Auswirkungen auf die Psyche der Per-
sonen zu verstehen. Nach Psychologie Heute“
(1983), zitiert nach Kappler (2002) sind die psychis-
chen Folgen eklatant. Es kommt zu:

• einer Verstärkung der Kriminalisierung, beson-
ders unter den Jugendlichen9)

• einer Zunahme von Drogenabhängigkeit

• erhöhten Selbstmordversuchen10)

• depressiven Symptomen

• einer Zunahme von Einlieferungen in psychia-
trischen Kliniken

• einer Zunahme von psychosomatischen
Erkrankungen (wie Herzkrankheiten,
Magengeschwüren, Gelenksrheumatismus)

• einer Verschlimmerung einer Vielzahl von psy-
chischen Störungen

• einer Abnahme des Selbstvertrauens

• einer Abnahme des Selbstwertgefühls

• einer Abnahme des Vertrauens gegenüber Mit-
menschen

• Fatalismus (vereinzelt als letzte Stufe der Entmu-
tigung)

• Apathie (vereinzelt als letzte Stufe der Entmuti-
gung

• einer Zunahme der sozialen Isolation
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• einer Entwicklung von Schuldvorwürfen hin-
sichtlich der eigenen Familie.

Physische Folgen

Darunter versteht man manifestierte, psychosomatis-
che Auswirkungen der psychischen Folgen.
Genauere Angaben fehlen, erschließen sich jedoch
größtenteils aus den psychischen Folgen.

Soziale Folgen

Die oft als „erste soziologische Studie“ titulierte
Arbeit von Marie Jahoda et al. (1933) beschreibt die
vielseitigen Wirkungen von Arbeitslosigkeit im
sozialen Geflecht (Abbildung 10). Beim Eintreten
von Arbeitslosigkeit kommt es zu einer
Ressourcenreduzierung und einer veränderten
Zeitökonomie. Letzteres meint ein verändertes Zeit-
bewusstsein der Betroffenen aufgrund der fehlenden
(bei Erwerbstätigkeit gegebenem eingeteiltem
Tagesverlauf) Tageseinteilung. Das „Stigma“ bei
Arbeitslosigkeit („Faulheit“, „Inkompetenz“) wirkt
negativ auf die Identität des Betroffenen, seine Fam-
ilie und dessen soziales Umfeld.

Abbildung 10: Soziale Folgen der Arbeitslosigkeit

Quelle: Johada, M., Lazarsfeld, P.F. & Zeisel, H.,
Die Arbeitslosen vom Marienthal, Suhrkamp, 1975.

Wirtschaftliche Folgen

Die ökonomischen Konsequenzen der Langzeitar-
beitslosigkeit für die einzelne Person sind
gravierende Einschränkungen im Alltagsleben, die
sich gegebenenfalls auch auf Kinder und deren
Lebensumstände negativ auswirken.

Aus den Statistiken der IFS Schuldnerberatung geht
hervor, dass Arbeitslosigkeit als primäre Ursache
finanzieller Probleme betrachtet werden kann. Wen-
ngleich auch ein grösserer Anteil der verschuldeten
Personen berufstätig ist (44%), so folgt schon mit
29% der Anteil der arbeitslosen Personen (siehe
dazu www.ifs.at/aktuell21/seite_5.html, 10. Novem-
ber, 2005).

5. Gesellschaftliche Kosten der
Langzeitarbeitslosigkeit
5.1. Einleitung

Die Kosten der Langzeitarbeitslosigkeit gehen weit
über die individuellen Nachteile hinaus. Sie beste-
hen zunächst in nachteiligen Folgen für die Familie
des(r) Arbeitslosen, in weiterer Folge aber vor allem
in den Kosten für die öffentliche Hand und für die
Volkswirtschaft.

5.2. Kosten für die Familie des/der
Arbeitslosen

Aufgrund mangelnder Daten gestaltet
sich eine Analyse familiärer
Auswirkungen schwierig. Aus den Lit-
eraturrecherchen ist jedoch zu erken-
nen, dass die Kosten, allen voran die
Folgekosten für Fehlentwicklungen der
Kinder, üblicherweise nicht miteinbe-
zogen werden, tatsächlich aber dur-
chaus vorhanden sind. So zeigt z.B.
Kappler (2002) die Entwick-
lungsrisiken von Kindern von
Langzeitarbeitslosen auf, aber auch
dass unter den ökonomischen Konse-
quenzen der Arbeitslosigkeit zum

Beispiel genannt wird, dass kein Geld für Schulaus-
flüge vorhanden ist oder dass an die Kinder kein
Taschengeld mehr gegeben werden kann.
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5.3. Kosten der Wiederein-
gliederung

Es existieren drei Institutionen, die Programme zur
Reintegration in den Arbeitsmarkt für langzeitarbeit-
slose Personen durchführen, nämlich primär das
AMS/BMWA, zweitens der Europäische Sozial-
fonds und drittens karitative Organisationen. Alle
drei kooperieren teilweise oder gänzlich in der Pro-
grammgestaltung und Programmumsetzung
miteinander. Der europäische Sozialfonds fördert ca.
19 Projekte und bedient sich hierfür aus dem
zugewiesenen Förderbudget der Kategorie „Ziel-3“
mit € 572 Mio. im Zeitraum von 2002 – 2006.

Zur Verbesserung der Chancen der Wiedere-
ingliederung von Langzeitarbeitslosen in den
Arbeitsmarkt existieren verschiedene Programme,
und zwar

1. Programme zur Eingliederung in einen
sozialökonomischen Betrieb (SÖB)

2. Programme zur Eingliederung in ein gemein-
nütziges Beschäftigungsprojekt (GBP)

3. Ausschließliche Bildungsmaßnahmen11).

Bei den Programmen zur Eingliederung in einen
sozialökonomischen Betrieb (SÖB) ist mit durch-
schnittlichen Kosten von €808/Monat zu rechnen,
bei Programmen zur Eingliederung in ein gemein-
nütziges Beschäftigungsprojekt (GBP) mit
€943/Monat. Befindet sich eine Person in einem
SÖB oder einem GBP, darf in einer Kostenanalyse
die Arbeitslosen-, die Notstands- oder die Sozialhil-
fe nicht mitgerechnet werden, weil der Einkom-
mensbezug über den im Programm tätigen Betrieb
oder Sozialverein stattfindet. In einem SÖB können
zusätzlich neben den Kosten der Beschäftigung für
Teilnehmer je nach Maßnahmentyp und Bedarf weit-
ere Kosten für eine Sozialpädagogische Betreuung
oder Beratung, eine Berufsorientierung, ein Bewer-
bungstraining und/oder eine Vermittlungsunter-
stützung hinzugezogen werden.

Was die Erfolge der Reintegrationspolitik betrifft
können die in verschiedenen Quellen veröffentlicht-
en Reintegrationsquoten genannt werden:

* „83%.“ (vgl. Monatszeitschrift des österreichis-
chen Gewerkschaftsbundes, Oktober, 1990)

* „über 50%“ (vgl. Neue Arbeit – Gemeinnützige
GMBH, http://www.neue-arbeit.at/, 13.12.2005)

* „57%“. Bei den unter 30 Jährigen 66,6%, bei den
über 39 jährigen 48,1% mit einer durchschnit-
tlichen Verweildauer in der Maßnahme von 7,6
Monaten (vgl. AMS Info Blatt Nr. 33,
„Evaluierung der stiftungsähnlichen Maßnahme
DYNAMO für Langzeitarbeitslose“, 1998)

* „43%“. (Zentrum für Soziale Innovation, JobAk-
tiv, Arbeit für Benachteiligte,
http://www.salzburg.gv.at/jobaktiv.pdf, Wien,
2004, S. 28)

* „37,4% bei Frauen, 29,l% bei Männern und 10%
der langzeitarbeitslosen Personen mit Drogen –
oder Alkoholproblemen.“ (vgl. Zentrum für
Soziale Innovation Arbeitsmarktpolitik in Öster-
reich, www.pakte.at/attach/AMP_in_Oesterreich-
1999-1.doc, 1999, S. 13)

Aus den obigen Daten geht hervor, dass jüngere
Langzeitarbeitslose eine höhere Reintegrationsquote
aufweisen. Ursachen dafür könnten eine durch das
Alter bedingte

1. bessere Aufnahmefähigkeit von Lerninhalten,

2. geringere Anfälligkeit von Krankheiten,

3. erhöht bestehende bzw. noch intakte soziale Ver-
flechtung sein (Unterstützung der Eltern, auf
diese beispielsweise müssen ältere Arbeitnehmer
überdurchschnittlich hoch verzichten),

4. oder eine prinzipielle weniger resignierte Einstel-
lung sein.

5.4. Gesamtwirtschaftliche Kosten

Bleibt eine Person arbeitslos, so ergeben sich Kosten
für die öffentliche Hand auch ohne Programmkosten
für die Wiedereingliederung. Diese bestehen einer-
seits aus den Unterstützungsleistungen für den
Arbeitslosen und dem anteiligen Verwal-
tungsaufwand, andererseits aus dem Entfall von
Steuern und Abgaben, die wegen der Arbeit-
slosigkeit nicht geleistet werden.

Die Arbeiterkammer hat für das Jahr 2005 eine
Berechnung dieser Kosten unter der Annahme
angestellt, dass eine Person tatsächlich ein ganzes
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Jahr arbeitslos ist, jedoch keine Programme zur
Reintegration in Anspruch nimmt (siehe Tabelle 4).

Nach diesen Berech-
nungen entgehen dem
Staat € 18.672.- an
Steuern und Abgaben,
dafür fallen an Unter-
stützungsleistungen
und Verwal-
tungsaufwand €
10.439.- an.
Zuzüglich der allen-
falls zu leistenden
Wohnbeihilfe (€ 238.-
) und entgangener
Rezeptgebühr im
Krankheitsfall (€
152.-) ergibt sich eine
Gesamtsumme von
rund € 29.500.- für
die öffentlichen
Kosten eines Jahres
der Arbeitslosigkeit.

Darüberhinaus entste-
hen volks-
w i r t s c h a f t l i c h e
Kosten durch nicht
ausgelastete volks-
w i r t s c h a f t l i c h e
Ressourcen. Geht
man bei der
Schätzung dieser
Kosten vom durch-
schnittlichen Brut-
toinlandsprodukt pro
Erwerbstätigen aus,
so belaufen sich diese Kosten (für das Jahr 2005) auf
€ 46.369.- pro Arbeitslosem. Aus der Sicht des
Unternehmens, das einen Arbeitnehmer weniger
beschäftigt hat, ergibt sich im Durchschnitt eine Ver-
ringerung des Nettoüberschusses von rund € 5.600.-
(siehe Tabelle 4).

Für den Arbeitnehmer schließlich ergibt sich ein
Minus von durchschnittlich € 8.747.- als Differenz
zwischen dem Durchschnittsjahreseinkommen (€
15.537.-) und den staatlichen Unterstützungsleistun-
gen (€ 6.790.-).

In Summe würden nach dieser Berechnungsweise
die öffentlichen Kosten zusammen mit den Kosten
für den Arbeitgeber und den Arbeitnehmer rund €
43.800.- oder pro Monat rund € 3.650.- betragen12).

Tabelle 4: Gesamtwirtschaftliche Kosten eines
Langzeitarbeitslosen

Quelle: AK Wien, eigene Berechnungen

5.5. Sonstige Kosten

Neben den Kosten für die Wiedereingliederung in
den Arbeitsmarkt können auch jene öffentlichen
Kosten genannt werden, die üblicherweise durch
Unterstützungszahlungen auch an Langzeitarbeit-
slose entstehen, das sind vor allem die Wohnbeihil-
fe, der Ergänzungsbetrag der Sozialhilfe und die
Befreiung von Rezeptgebühren.

Im Jahre 2004 bezogen 41.918 Menschen im Aus-
maß von € 69 Mio. Wohnbeihilfe. Pro Person sind
dies € 172 / Monat. Im Jahre 2004 betrug der
Ergänzungsbetrag der Sozialhilfe durchschnittlich
€58. Wenn also das Arbeitslosengeld den fest-
gelegten Mindestrichtsatz unterschreitet, wird dieser
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Ergänzungsbetrag ausbezahlt. Jedoch gilt dies nicht
für Bezieher der Notstandshilfe.

Leider liegen keine aktuellen Daten hinsichtlich der
Rezeptgebührenbefreiungen von Langzeitarbeit-
slosen vor. Die Gebietskrankenkassen aller neun
Bundesländer haben entweder die Auskunft aus
„Datenschutzgründen“ verwehrt, oder behauptet,
dass diese Information sich nicht aus deren gegebe-
nen Datenbeständen extrahieren ließe, oder
kostenpflichtig sei. Nach langer Recherche gelang es
jedoch, Daten aus Oberösterreich und Wien zu erhal-
ten, die zumindest für die Wiener Situation folgende
Behauptung erlauben: Durchschnittlich entgehen
(den Kassen) €14/Jahr an Rezeptgebühren pro
Arbeitslosem. Da jedoch nur 9% der Arbeitslosen
hiervon befreit sind, steigt der geschätzte durch-
schnittliche Entgang an Einnahmen auf €155 pro
Jahr und rezeptgebührbefreiter Person (stimmt mit
den AK-Berechnungen gut überein).

5.6. Übersicht über die Leistungs-
bereiche

Die Abbildung 11 zeigt im Überblick die wichtigsten
Bereiche öffentlicher Leistungen im Falle von
Arbeitslosigkeit bzw. Langzeitarbeitslosigkeit. Der
Umfang der Sozialausgaben des Staates entspricht
etwa einem Drittel des Bruttoinlandsproduktes
(BIP). Von diesen sozialen Mitteln werden in etwa
5% (2003) für die Arbeitsmarktpolitik ausgegeben,
d.h. für die aktiven und passiven Leistungen der
Arbeitsmarktpolitik. Letztere nehmen in etwa zwei
Drittel dieses Ausgabenbereiches in Anspruch. Der
kleinere Anteil der aktiven Mittel spaltet sich in die
hauptsächlich vom AMS verwalteten Leistungen der
„Beschäftigungsförderung“, „Qualifizierung“ und
„Unterstützung“ auf. Die aktiven Mittel gliedern
sich in aktive und aktivierende Mittel.

7. Zusammenfassung
Es galt, individuelle und soziale Kosten der
Langzeitarbeitslosigkeit zu analysieren. Als
langzeitarbeitslos gilt eine Person dann, wenn sie a)
entweder jünger als 25 Jahre, oder älter als 45 Jahre
ist, und länger als ein halbes Jahr keine Arbeit find-
et (bzw. finden kann), oder b) sie länger als ein Jahr
erwerbslos ist, und zwischen 25 und 45 Jahren ist.

Die individuellen Kosten setzen sich aus den
wirtschaftlichen Nachteilen, den psychischen und
physischen Folgeproblemen sowie den sozialen
Kosten für den einzelnen Arbeitslosen zusammen.
Besonders gravierend erscheinen naturgemäß die
wirtschaftlichen Nachteile, die sich in finanziellen
Engpässen und Verschuldungsproblemen nieder-
schlagen.

Die gesellschaftlichen Kosten manifestieren sich
zunächst als Nachteile für die Mitglieder der Familie
des(r) Arbeitslosen. In weiterer Folge stellt
Langzeitarbeitslosigkeit eine Verschwendung volk-
swirtschaftlicher Ressourcen dar, bedingt also eine
geringere Wertschöpfung und damit auch geringeres
Wachstum. Für die öffentliche Hand ergeben sich
sowohl auf der Einnahmen- wie auch auf der Aus-
gabenseite negative Effekte. Einerseits entgehen
dem Staat Steuer- und Abgabeneinnahmen aufgrund
des nicht eingesetzten Faktors Arbeit, andererseits
steigen die Ausgaben des Staates für die Existen-
zsicherung des Langzeitarbeitslosen und, sofern er
an Programmen zur Wiedereingliederung in den
Arbeitsmarkt teilnimmt, Ausgaben für solche Pro-
gramme. Als Beispiel sei die Beschäftigung einer
langzeitarbeitslosen Person in einem
sozialökonomischen Betrieb (SÖB) genannt, die
monatlich €808 kostet (2006). Für den Fall einer
Eingliederung in ein gemeinnütziges Beschäftigung-
sprojekt (GBP) erhöht sich dieser Betrag auf €943
monatlich.
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Abbildung 11: Überblick zu Leistungsbereichen der
Arbeitsmarktpolitik

Quelle: eigene Darstellung 2006
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1. Der vorliegende Aufsatz ist eine überarbeitete
Version einer Kurzfassung der gleichnamigen
Bakkalaureatsarbeit von A. Sommer 2008. Die
empirischen Zahlen beziehen sich vorwiegend auf
den Zeitraum 2004 bis 2006.

2. Vgl.
http://www.ams.or.at/statistik/berichte/jahresprofil2
004/tab_09i.html, März 2006

3. In den Art 10 bis 15 des Bundesverfassungsgeset-
zes werden die Staatsaufgaben zwischen Bund und
Ländern geteilt, diese Bestimmungen werden als
Kompetenztatbestände bezeichnet.

4. Siehe Dall E. et al, Die Schnittstelle zwischen
Sozialhilfe und Arbeitsmarkt, S. 7 f, September,
2003. - Ursachen neben fehlender Erwerbszeiten
können auch Versäumnisse und Formfehler sein

5. Datenquelle: Arbeitsmarktservice Österreich,
Datenbank-Tool, Tabelle AL-500,
http://iambweb.ams.or.at, Februar, 2006.

6. Siehe
http://de.wikipedia.org/wiki/Arbeitslosigkeit, Zuge-
griffen am 20.Oktober 2006.

7. Siehe Soziologisches Institut der Universität
Zürich http://socio.ch/arbeit/t_a.ruckstuhl.htm#3,
15.02.2006

8. Zum Vergleich: Aus keynesianischer Sicht stellen
Löhne auch Unternehmereinkommen dar, welche es
natürlich zu maximieren gilt. Arbeitslosigkeit ist
deshalb das Ergebnis einer zu geringen Nachfrage
seitens der Unternehmer, weil der Unternehmer-
ertrag durch einen zusätzlichen Mitarbeiter nicht
erhöht werden kann.

9. Nach Zimmermann (1988) lässt sich jedoch kein
Zusammenhang zwischen (erhöhter) Kriminalität
und Arbeitslosigkeit feststellen. Wesentlich daher ist,
stets das staatliche und soziale Netzwerk in Bezug
zu ziehen. Ist es ausgeprägt, sind keine bis geringe
Erhöhungen in der Kriminalität zu erwarten.

10. Das News-Medical-Net nennt eine 3x höhere
Selbstmordrate als bei Erwerbstätigen. Zwar
beziehen sich diese Daten nicht auf Langzeitarbeit-
slose, doch ist anzunehmen, dass mit der Dauer der
Erwerbslosigkeit die psychische Belastung (bis hin
zum Selbstmord im Extremfall) zunimmt.

11. Langzeitarbeitslose werden auch im Rahmen von
SÖB und GBP aus- und weitergebildet.

12. Sozialdemokratische Partei Österreichs, Die
Kosten der Arbeitslosigkeit

www.spoe.at/bilder/d34/PK_Kosten_Arbeitslosigke
it.pdf, 03.2.2006, S. 6-9
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